
Aktenzeichen: 6 AZR 427/94
Bundesarbeitsgericht 6. Senat Urteil vom 10. November 1994

- 6 AZR 427/94 -
I. Arbeitsgericht 

Chemnitz
Urteil vom 25. März 1993 
- 9 Ca 7924/92 -

II. Landesarbeitsgericht 
Chemnitz

Urteil vom 22. November 1993 
- 7 (1) Sa 152/93 -

Für die Amtliche Sammlung: Nein NFür die Fachpresse 
Für das Bundesarchiv Ja

Nein

Entscheidungsstichwort:
Tarifliche Abfindung - Auflösungsvertrag aus betriebsbedingen Gründen

Tarifvertrag vom 6. Juli 1992 zur sozialen Absicherung § 2 
Abs. 1 a; Anlage I zum Einigungsvertrag Kapitel XIX Sachge­
biet A Abschnitt III Nr. 1 Absatz 4 Ziff. 1

Wird ein Arbeitsverhältnis in der öffentlichen Verwaltung im 
Beitrittsgebiet durch Auflösungsvertrag aus betriebsbedingten 
Gründen gemäß § 1 Abs. 2 KSchG beendet, kann der Arbeitnehmer 
keine Abfindung nach § 2 Abs. 1 Buchst, a des Tarifvertrags 
zur sozialen Absicherung vom 6. Juli 1992 verlangen.

Gesetz:

Leitsatz:
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6 AZR 427/94
7 (1) Sa 152/93 Chemnitz

Verkündet am 
10. November 1994

Im Kamen des Volkes!
U r t e i l

Bartel,Reg.-Hauptsekretärin 
als Urkundsbeamter 
der Geschäftsstelle

In Sachen

pp.
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hat der Sechste Senat des Bundesarbeitsgerichts aufgrund der 
mündlichen Verhandlung vom 10. November 1994 durch den Rich­
ter Prof. Dr. Jobs als Vorsitzenden, die Richter Dr. Armbrü- 
ster und Dr. Reinecke sowie die ehrenamtlichen Richter 
Buschmann und Söller für Recht erkannt:

1. Die Revision der Klägerin gegen das Urteil des 
Landesarbeitsgerichts Chemnitz vom 22. Novem­
ber 1993 - 7 (1) Sa 152/93 - wird zurückge­wiesen.

2. Die Klägerin hat die Kosten der Revision zu 
tragen.
V o n  R e c h t s  w e g e n  !

T a t b e s t a n d :

Die Klägerin verlangt von dem Beklagten eine Abfindung nach 
dem Tarifvertrag zur sozialen Absicherung vom 6. Juli 1992 (TV 
SozSich), der kraft beiderseitiger Verbandszugehörigkeit auf das 
Arbeitsverhältnis anwendbar ist.

Die Klägerin war seit August 1968 im Schuldienst als Lehre­
rin beschäftigt. Mit Schreiben vom 27. November 1991 kündigte der 
Beklagte das Arbeitsverhältnis mit der Klägerin zum 31. März 1992 
wegen mangelnder persönlicher Eignung nach Anlage I Kapitel XIX 
Sachgebiet A Abschnitt III Nr. 1 Absatz 4 Ziff. 1 Einigungs­
vertrag (EV). In dem Rechtsstreit über die Rechtswirksamkeit 
dieser Kündigung schlossen die Parteien einen Vergleich. Danach 
wurde das Arbeitsverhältnis "durch ordentliche betriebsbedingte 
Arbeitgeberkündigung zum 30. Juni 1992 beendet".
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Die Klägerin hat gemeint, sie habe einen Anspruch auf Abfin­
dung in Höhe von 10.000,—  DM nach § 2 Abs. 1 Buchst, a und Abs.
2 TV SozSich, weil sie wegen mangelnden Bedarfs nicht mehr im 
Schuldienst verwendbar gewesen sei.

Die Klägerin hat beantragt,

den Beklagten zu verurteilen, an sie 10.000,—  DM 
netto nebst 4 % Zinsen seit dem 16. November 1992 
zu zahlen.

Der Beklagte hat Klageabweisung beantragt und die Auffassung 
vertreten, auch aufgrund des gerichtlichen Vergleichs könne nicht 
davon ausgegangen werden, daß die Kündigung wegen mangelnden Be­
darfs erfolgt sei. Dort sei ausschließlich im Interesse der be­
ruflichen Zukunft der Klägerin als Beendigungsgrund eine be­
triebsbedingte Arbeitgeberkündigung genannt und darüberhinaus das 
Arbeitsverhältnis zugunsten der Klägerin um drei Monate verlän­
gert worden.

Das Arbeitsgericht hat der Klage stattgegeben. Das Landesar­
beitsgericht hat die Klage abgewiesen. Mit der zugelassenen Revi­
sion erstrebt die Klägerin Wiederherstellung des erstinstanzli­
chen Urteils. Der Beklagte bittet, die Revision zurückzuweisen.

E n t s c h e i d u n g s g r ü n d e  :

- 4 -

Die Revision ist unbegründet.
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I. Das Landesarbeitsgericht hat angenommen, die Klägerin habe 
keinen Anspruch auf eine Abfindung. Das Arbeitsverhältnis sei 
nicht gekündigt worden, weil die Klägerin wegen mangelnden Be­
darfs nicht mehr im Schuldienst verwendbar gewesen sei. Dies 
könne auch aus der Formulierung betriebsbedingte Arbeitgeberkün­
digung im gerichtlichen Vergleich nicht geschlossen werden, weil 
nach der Tarifbestimmung eine Kündigung wegen mangelnden Bedarfs 
tatsächlich vorliegen müsse. Dies habe die Klägerin jedoch nicht 
behauptet.

Diese Ausführungen des Landesarbeitsgerichts sind revisions­
rechtlich nicht zu beanstanden.

II. Die Klage ist unbegründet.

Die Klägerin hat keinen Anspruch auf Abfindung nach § 2 Abs. 
1 Buchst, a TV SozSich. Danach erhält ein Arbeitnehmer, dessen 
Arbeitsverhältnis gekündigt wird, eine Abfindung, weil er wegen 
mangelnden Bedarfs nicht mehr verwendbar ist. Das gleiche gilt, 
wenn ein Arbeitnehmer bei Vorliegen dieser Voraussetzungen für 
eine Kündigung aufgrund eines Auflösungsvertrages ausscheidet.

1. Zwar gilt nach der Protokollnotiz zu § 2 TV SozSich diese 
Tarifbestimmung auch in Fällen, in denen, wie vorliegend, vor dem 
15. Juni 1992 eine Kündigung ausgesprochen oder ein Auflösungs­
vertrag abgeschlossen wurde, das Arbeitsverhältnis jedoch erst 
nach dem 14. Juni 1992 endet. Jedoch erfolgte die Kündigung der
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Beklagten nicht, weil die Klägerin wegen mangelnden Bedarfs nicht 
mehr verwendbar war (Abs. 4 Ziff. 2 EV), sondern wegen mangelnder 
persönlicher Eignung gemäß Abs. 4 Ziff. 1 EV.

2. Auch aufgrund des gerichtlichen Vergleichs kann nicht davon 
ausgegangen werden, daß die Parteien das Arbeitsverhältnis durch 
Auflösungsvertrag bei Vorliegen der Voraussetzung einer Kündigung 
wegen mangelnden Bedarfs der Beklagten beendet haben. Dies ergibt 
die Auslegung des Vergleichs.

a) Die Parteien haben sich über die Kernfrage des Kündigungs­
prozesses, ob die Kündigung wegen mangelnder persönlicher Eignung 
der Klägerin rechtswirksam ist, im Wege gegenseitigen Nachgebens 
dahin geeinigt, daß diese Kündigung zwar das Arbeitsverhältnis 
zwischen den Parteien beendet, allerdings unter Austausch des 
Kündigungsgrundes und zu einem späteren Kündigungstermin. Der im 
Kündigungsschreiben genannte Kündigungsgrund "mangelnde persönli­
che Eignung nach Abs. 4 Ziff. 1 EV" ist aufgrund Parteivereinba­
rung durch den Kündigungsgrund "einer betriebsbedingten Arbeitge­
berkündigung" ersetzt worden. Damit ist ein Kündigungsgrund nach 
§ 1  KSchG angenommen worden. Die Parteien haben somit den Kün­
digungsgrund nach dem EV beseitigt und folglich zugleich die 
Anwendbarkeit des TV SozSich ausgeschlossen, weil nach dem Wort­
laut des § 2 Abs. 1 TV SozSich für einen Anspruch auf Abfindung 
eine Kündigung nach Abs. 4 Ziff. 2 und 3 EV vorausgesetzt wird.
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b) Die Abgrenzung zwischen einer Kündigung nach Abs. 4 Ziff. 2 
u. 3 EV und der Abfindung nach § 2 Abs. 1 u. 2 TV SozSich einer­
seits und einer Kündigung nach § 1 Abs. 2 und 3 KSchG anderer­
seits zur Beendigung eines Arbeitsverhältnisses im Beitrittsge­
biet bestätigt dieses Ergebnis. Liegen die Voraussetzungen einer 
Kündigung nach Abs. 4 EV vor, kann sie wirksam ausgesprochen wer­
den, ohne daß zusätzlich der Tatbestand des § 1 KSchG beachtet 
werden muß. Abs. 4 EV ersetzt.dann in seinem Regelungsbereich § 1 
KSchG (vgl. BAG Urteil vom 24. September 1992 - 8 AZR 557/91 - AP 
Nr. 3 zu Einigungsvertrag Anlage I Kap. XIX, auch zur Veröffent­
lichung in der Amtlichen Sammlung vorgesehen). Daraus folgt, daß 
im Gegensatz zu einer betriebsbedingten Kündigung nach § 1 Abs. 2 
KSchG, die zur sozialen Rechtfertigung einer zutreffenden sozi­
alen Auswahl nach § 1 Abs. 3 KSchG bedarf, eine Sozialauswahl bei 
einer Kündigung nach Abs. 4 Ziff. 2 und 3 EV nicht zu treffen 
ist. Dafür wurde von den Tarifvertragsparteien mit dem TV SozSich 
für die Fälle der Kündigung nach dem EV eine vom Arbeitgeber zu 
zahlende Abfindung vereinbart. Die Voraussetzungen in Abs. 4 EV

ß
und des § 2 TV SozSich ergänzen sich somit. Daraus folgt, daß bei 
einer Auflösung des‘Atbeitsverhältnisses unter dem Gesichtspunkt 
des KSchG eine Abfindung nach § 2 Abs. 1 TV SozSich nicht in 
Betracht kommt.

III. Die Kostenentscheidung beruht auf § 97 Abs. 1 ZPO.

Dr. Jobs Dr. Armbrüster Reinecke
Buschmann W. Söller
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